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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. auf welcher Grundlage sie die Studienplatzkapazitäten in der Sonderpädagogik
berechnet (mit konkreten Angaben unter anderem zum Ersatzbedarf, zur künf-
tigen Entwicklung der Stellenzahl laut Staatshaushaltsplanung und Nachhol -
effekten, jeweils insgesamt in den nächsten Jahren bis einschließlich 2028 so-
wie aufgeschlüsselt nach sonderpädagogischen Fachrichtungen bzw. Förder-
schwerpunkten); 

2. inwiefern sich die Zu- und Abwanderung von Lehrkräften für Sonderpädago-
gik nach und von Baden-Württemberg auf Basis der Erfahrungen mit Zu- und
Abwanderungsbewegungen der letzten fünf Jahre (konkrete Angaben) in den
Berechnungen der nötigen Studienkapazitäten niederschlägt;

3. welche inklusionspolitischen Ziele für den Endausbau allgemein und Ziel-
größen für die Zuweisung von Personalressourcen im Speziellen der aktuellen
Berechnungsgrundlage zugrunde liegen; 

4. inwiefern die Umsetzung des Zwei-Pädagogen-Prinzips weiterhin eine Ziel-
größe für die Zuweisung von Personalressourcen darstellt und entsprechend
Teil der Berechnungsgrundlage für die nötigen Studienkapazitäten ist;

5. wie vieler Lehrkräfte für Sonderpädagogik es perspektivisch bedürfte, um das
Zwei-Pädagogen-Prinzip flächendeckend umzusetzen und wie deshalb die Stu-
dienkapazitäten angepasst werden müssten;

6. wie vieler Lehrkräfte für Sonderpädagogik es perspektivisch bedürfte, um jeder
allgemeinen Schule einen Grundstock (mindestens ein volles Deputat) an son-
derpädagogischer Expertise zuzuführen und wie die Studienkapazitäten dafür
angepasst werden müssten; 

Antrag

der Abg. Gerhard Kleinböck u. a. SPD

und

Stellungnahme

des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport

Studienplatzkapazitäten in der Sonderpädagogik
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7. wie viele Studienplätze für das Lehramt Sonderpädagogik in Baden-Württem-
berg in den Jahren 2011 bis 2018 zur Verfügung standen (tabellarisch darge-
stellt, insgesamt und aufgeschlüsselt nach Pädagogischen Hochschulen, grund-
ständiges Studium und Aufbaustudium, differenziert nach sonderpädagogi-
schen Fachrichtungen);

8. wie hoch die Bewerberzahlen auf diese Anzahl von Studienplätzen in den Jah-
ren 2011 bis 2018 waren und auf welcher Grundlage ggf. eine Auswahl durch-
geführt wurde (tabellarisch dargestellt, insgesamt und aufgeschlüsselt nach
Pädagogischen Hochschulen, grundständiges Studium und Aufbaustudium, dif-
ferenziert nach sonderpädagogischen Fachrichtungen);

9. wie viele Absolventinnen und Absolventen den Vorbereitungsdienst begonnen
sowie erfolgreich abgeschlossen haben und dann in den Schuldienst des Landes
Baden-Württemberg übernommen wurden. 

29. 03. 2018

Kleinböck, Rolland, Rivoir,
Selcuk, Dr. Fulst-Blei, Born SPD

B e g r ü n d u n g

Seit dem Schuljahr 2015/2016 haben Kinder mit einer Behinderung grundsätzlich
das Recht, gemeinsam mit anderen Kindern an einer allgemeinbildenden Schule
unterrichtet zu werden. Die SPD-Landtagsfraktion sieht das inklusive Bildungs -
system als unverzichtbaren Bestandteil einer Gesellschaft, die sich durch Chan-
cengerechtigkeit und gleichberechtigte Teilhabe aller auszeichnen soll. Der An-
trag soll dazu dienen, den aktuellen Sachstand der Studienplatzkapazitäten im Be-
reich Sonderpädagogik zu erfragen und Informationen zu weiteren Planungen zu
erhalten.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 25. April 2018 Nr. 36-7822/270/1 nimmt das Ministerium für
Kultus, Jugend und Sport in Abstimmung mit dem Ministerium für Wissenschaft,
Forschung und Kunst zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1. auf welcher Grundlage sie die Studienplatzkapazitäten in der Sonderpädagogik
berechnet (mit konkreten Angaben unter anderem zum Ersatzbedarf, zur künfti-
gen Entwicklung der Stellenzahl laut Staatshaushaltsplanung und Nachhol -
effekten, jeweils insgesamt in den nächsten Jahren bis einschließlich 2028 so-
wie aufgeschlüsselt nach sonderpädagogischen Fachrichtungen bzw. Förder-
schwerpunkten); 
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2. inwiefern sich die Zu- und Abwanderung von Lehrkräften für Sonderpädagogik
nach und von Baden-Württemberg auf Basis der Erfahrungen mit Zu- und Ab-
wanderungsbewegungen der letzten fünf Jahre (konkrete Angaben) in den Be-
rechnungen der nötigen Studienkapazitäten niederschlägt;

Das Kultusministerium führt jährlich eine Modellrechnung zum jeweiligen Be-
darf an Lehrkräften für die Bereiche Grundschule, Sekundarstufe I (Klassen 5 bis
10) und Sonderpädagogik durch. Die besondere Herausforderung besteht darin,
den Lehrkräftebedarf entsprechend der Ausbildungsdauer sechs bis sieben Jahre
im Voraus mit möglichst hoher Genauigkeit zu prognostizieren. Bei der jährli-
chen Bedarfsermittlung durch das Kultusministerium wird der Bedarf an Lehr-
kräften für die Inklusion ebenso berücksichtigt wie z. B. der prognostizierte Er-
satzbedarf, vor allem durch die Pensionierung von Lehrkräften, die künftige Ent-
wicklung der Stellenzahl laut Staatshaushaltsplan (soweit bekannt) oder auch das
Erwerbsverhalten der Lehrerinnen und Lehrer selbst, z. B. Teilzeit. Bezüglich der
künftigen Entwicklung der Schülerzahlen liegen die Vorausrechnungsergebnisse
des Statistischen Landesamts vor (erfolgt seit 2013 jährlich). Für das Lehramt
Sonderpädagogik geht die Modellrechnung nach der Neustrukturierung der Lehr-
amtsstudiengänge in der Prüfungsordnung 2015 von einer durchschnittlichen
Ausbildungsdauer von sieben bis acht Jahren (einschließlich Vorbereitungsdienst)
aus. Die Studienanfänger des Studienjahres 2017/2018 werden somit voraussicht-
lich in den Jahren 2024 oder 2025 auf dem Lehrerarbeitsmarkt zur Verfügung ste-
hen. Aus den vorliegenden Daten ist bekannt, dass sich nicht alle Studienanfänger
nach diesem Zeitraum tatsächlich für die Einstellung in den Schuldienst in Baden-
Württemberg bewerben. Gründe dafür können zum Beispiel Studienabbruch, Stu-
diengangwechsel oder Abwanderung in andere Länder sein. Deshalb berücksich-
tigt die Modellrechnung eine empirisch ermittelte Bewerberquote als Quotienten
aus der Zahl an Neubewerbungen für den Schuldienst in Baden-Württemberg und
der Studienanfängerzahl sieben bis acht Jahre zuvor. Zudem wird in der Modell-
rechnung der Bedarf an Lehrkräften für Sonderpädagogische Bildungs- und Bera-
tungszentren in freier Trägerschaft einbezogen. Zahlen zu den Zu- und Abwande-
rungen von in Baden-Württemberg ausgebildeten Lehrkräften mit Lehramt Son-
derpädagogik, die sich regelmäßig aus dem Umstand ergeben, dass es für einige
sonderpädagogische Förderschwerpunkte nicht in allen Ländern eine Ausbil-
dungsmöglichkeit gibt, liegen dem Kultusministerium nicht vor. Diese Wande-
rungsbewegungen werden aber durch die Anwendung der obengenannten Bewer-
berquote prognostisch implizit berücksichtigt.

Auf Grundlage der Bedarfsermittlung übermittelt das Kultusministerium im Früh-
jahr eine Bedarfsanforderung für die Bereiche Lehramt Grundschule, Sekundar-
stufe I und Sonderpädagogik an das Wissenschaftsministerium. Zu Jahresbeginn
legen die Pädagogischen Hochschulen dem Wissenschaftsministerium ihre Auf-
nahmekapazitäten vor. Die Bedarfsanforderung durch das Kultusministerium und
die Aufnahmekapazitäten der Pädagogischen Hochschulen fließen in die Festle-
gung der Zulassungszahlen durch das Wissenschaftsministerium in der „Zulas-
sungszahlenverordnung Pädagogische Hochschulen“ ein. Bei der Festsetzung der
Zulassungszahlen legt das Wissenschaftsministerium Priorität darauf, der Bedarfs -
anforderung des Kultusministeriums zu entsprechen. Das Kultusministerium und
das Wissenschaftsministerium verständigen sich dabei alleine auf die Zahl der
Studienanfängerplätze nach Lehrämtern insgesamt. Die Festlegung der Studien -
anfängerplätze nach sonderpädagogischen Fachrichtungen bzw. Förderschwer-
punkten richtet sich nach den errechneten Aufnahmekapazitäten der Pädagogi-
schen Hochschulen. Das Kultusministerium gibt in dem jährlich erscheinenden
Merkblatt „Berufsziel Lehrerin/Lehrer – Künftige Einstellungschancen für den
öffentlichen Schuldienst in Baden-Württemberg“ Hinweise auf den fächerspezifi-
schen Bedarf. Im Merkblatt 2017 wurden für die Studienanfänger des Studienjah-
res 2017/2018 gute Einstellungschancen vor allem in den Fachrichtungen Lernen,
körperliche und motorische Entwicklung sowie emotionale und soziale Entwick-
lung und eher ungünstige Einstellungschancen für die Fachrichtung geistige Ent-
wicklung prognostiziert.

Zum aktuellen Zeitpunkt liegen die Staatshaushaltspläne für die Haushaltsjahre
2018 und 2019 vor. Der prognostizierte Ersatzbedarf an Wissenschaftlichen Lehr-
kräften (WL) an öffentlichen Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungs -
zentren (SBBZ) ist in der nachfolgenden Tabelle dargestellt:
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Quelle: KM, Vorausrechnung vom November 2017.

Zusätzlich zu diesem Ersatzbedarf geht die Modellrechnung für den Ausbau der
Inklusion von einem jährlichen Mehrbedarf von 159 Stellen bis zum Schuljahr
2022/2023 aus. Für die Schuljahre 2017/2018 und 2018/2019 hat die Landesre-
gierung die Finanzierung dieser Mehrbedarfe gesichert.

3. welche inklusionspolitischen Ziele für den Endausbau allgemein und Ziel-
größen für die Zuweisung von Personalressourcen im Speziellen der aktuellen
Berechnungsgrundlage zugrunde liegen; 

Die Änderung des Schulgesetzes für Baden-Württemberg und weiterer Vorschrif-
ten zum Schuljahr 2015/2016 ist vor dem Hintergrund des Ministerratsbeschlus-
ses „Inklusive Bildungsangebote in Baden-Württemberg – Eckpunkte zur Ände-
rung des Schulgesetzes“ vom 29. Juli 2014 zu sehen. Danach war eine wesent -
liche Änderung gegenüber der damaligen Regelung in der Aufhebung der Pflicht
zum Besuch der Sonderschule der Schülerinnen und Schüler mit einem festge-
stellten Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot und der Stärkung
des Wahlrechts der Eltern im Hinblick auf den schulischen Lernort zu sehen. In-
klusion wurde dabei als pädagogische Aufgabe aller Schulen beschrieben und die
Aufnahme des zieldifferenten Unterrichts an allgemeinen Schulen wurde vorge -
sehen. Handlungsleitend war ferner, dass die Schulverwaltung die Organisation
inklusiver Bildungsangebote verantwortet und Sonderschulen sich zu sonderpäda -
gogischen Bildungs- und Beratungszentren weiterentwickeln. 

Bei ihren Berechnungen ging die Landesregierung von den Erfahrungen des vor-
ausgegangenen mehrjährigen Schulversuchs zur inklusiven Beschulung aus, wo-
nach ca. 28 Prozent der Kinder und Jugendlichen mit Anspruch auf ein sonder-
pädagogisches Bildungsangebot eines Aufnahmejahrgangs diesen Anspruch an
einer allgemeinen Schule einlösen würden. Die Landesregierung ging ferner da-
von aus, dass der Wandel vom System der Beschulung von – nach damaliger Dik-
tion – sonderschulpflichtigen Kindern und Jugendlichen zu einem System der in-
klusiven Beschulung, das die Wahlfreiheit der Erziehungsberechtigten zwischen
Beschulung an den allgemeinen Schulen auf der einen Seite und an sonder-
pädagogischen Bildungs- und Beratungszentren auf der anderen Seite eröffnet,
schrittweise erfolgt. Auf dieser Basis wurden Berechnungen bis zum Schuljahr
2015/2016 angestellt. Für die Folgejahre wurden die Berechnungen als Szenario
dargestellt. Die so ermittelten Zahlen waren jeweils als Orientierungswerte zu
verstehen; eine Vorentscheidung für Veranschlagungen in den jeweiligen Haus-
haltsjahren oder den Finanzplänen war damit nicht verbunden. 

Ferner ging man davon aus, dass die Entwicklung in Richtung einer inklusiven
Beschulung nicht abrupt verläuft, sondern zu Beginn einen ansteigenden Verlauf
nimmt, bevor eine lineare Entwicklung eintritt, die nach damaliger Einschätzung
der Landesregierung 2022/2023 den Endausbau erreichen wird. Der Bedarf an zu-
sätzlichen Lehrerstellen war im Hinblick auf Sonderpädagogen und im Bereich
der Lehrkräfte mit Lehrbefähigung für die allgemeinen Schulen zu sehen, soweit
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die Aufnahme von Kindern mit festgestelltem Anspruch auf ein sonderpädagogi-
sches Bildungsangebot zu zusätzlichen Klassenbildungen führt.

Insgesamt ergab sich ein rechnerischer Mehrbedarf von in der Summe 1.353 Stel-
len basierend auf einer prognostizierten Zahl von 10.506 inklusiv zu beschulen-
den Schülerinnen und Schüler auf Basis des Schuljahres 2015/2016. Diesem Be-
darf stehen im Grundsatz frei werdende Ressourcen durch die Veränderungen des
Wahlverhaltens von Eltern im Hinblick auf eine inklusive Beschulung an den
sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren gegenüber, die zur Finan-
zierung inklusiver Bildungsangebote genutzt werden können. 

Vorgaben für inklusionsbedingte Zuweisungen von Personalressourcen an die all-
gemeinen Schulen wurden nicht gemacht. Hier ist die Schulverwaltung aufgefor-
dert, bei der Ausstattung des einzelnen inklusiven Bildungsangebots mit sonder-
pädagogischen Lehrkräften die Voraussetzungen der allgemeinen Schulen und
der zugeordneten sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren ebenso
zu berücksichtigen, wie die persönlichen Voraussetzungen der Schülerinnen und
Schüler mit festgestelltem Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsange-
bot. Da diese jeweils höchst unterschiedlich sind und auch nicht am Förder-
schwerpunkt oder der Gruppengröße allein festgemacht werden können, gibt es
diese einheitlichen Messgrößen für die zusätzliche Ausstattung von inklusiven
Bildungsangeboten mit sonderpädagogischen Lehrkräften nicht. Diese wird den
Erfordernissen des inklusiven Bildungsangebots entsprechend vom Staatlichen
Schulamt festgelegt. 

4. inwiefern die Umsetzung des Zwei-Pädagogen-Prinzips weiterhin eine Ziel-
größe für die Zuweisung von Personalressourcen darstellt und entsprechend
Teil der Berechnungsgrundlage für die nötigen Studienkapazitäten ist;

5. wie vieler Lehrkräfte für Sonderpädagogik es perspektivisch bedürfte, um das
Zwei-Pädagogen-Prinzip flächendeckend umzusetzen und wie deshalb die Stu-
dienkapazitäten angepasst werden müssten;

Nach dem Schulgesetz sollen zieldifferente inklusive Bildungsangebote grund -
sätzlich gruppenbezogen eingerichtet werden. Das betrifft rund 75 Prozent der
prognostizierten 10.506 inklusiv zu unterrichtenden Schülerinnen und Schüler.
Das Zwei-Pädagogen-Prinzip ist unter folgenden beiden Bedingungen weiterhin
Zielgröße für die Zuweisung sonderpädagogischer Ressourcen und Teil der unter
Ziffer 1 und 2 dargestellten Berechnungsgrundlage: Erstens: die Gruppengröße
der Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem Anspruch auf ein sonderpädago-
gisches Bildungsangebot an einer allgemeinen Schule der Klassengröße ist der
Gruppengröße eines dem Förderschwerpunkt entsprechenden sonderpädagogi-
schen Bildungs- und Beratungszentrums vergleichbar. Zweitens: ein entsprechen-
der Bedarf bei den Schülerinnen und Schülern ist gegeben. 

Sollte auch für die rund 25 Prozent der prognostizierten inklusiv zu beschulenden
Schülerinnen und Schülern das Zwei-Pädagogen-Prinzip eingeführt werden, würde
unter der Annahme, dass immer zwei Schülerinnen und Schüler mit einem festge-
stellten Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot in einer Klasse
unterrichtet werden, dies einen zusätzlichen Bedarf von ca. 1.300 Stellen bedeu-
ten. Selbst bei einer Verdopplung der Studienkapazität stünden die ersten Bewer-
ber erst nach 7 bis 8 Jahren zur Verfügung. Allerdings ist dies im Rahmen der be-
stehenden Aufnahmekapazitäten nicht möglich und würde die Bereitstellung zu-
sätzlicher Haushaltsmittel voraussetzen. Nach den genannten 7 bis 8 Jahren würde
es weitere rund 4 Jahre brauchen, bis den gesetzten Annahmen entsprechend das
Zwei-Pädagogen-Prinzip flächendeckend umgesetzt wäre.

6. wie vieler Lehrkräfte für Sonderpädagogik es perspektivisch bedürfte, um jeder
allgemeinen Schule einen Grundstock (mindestens ein volles Deputat) an son-
derpädagogischer Expertise zuzuführen und wie die Studienkapazitäten dafür
angepasst werden müssten; 

Baden-Württemberg hat sich mit seinem Weiterentwicklungsansatz zum Aufbau
eines inklusiven Bildungssystems dafür entschieden, die Schulangebotsplanung
für Schülerinnen und Schüler mit einem festgestellten Anspruch auf ein sonder-
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pädagogisches Bildungsangebot an den Erfordernissen der einzelnen Schülerin
bzw. des einzelnen Schülers auszurichten. Der Einsatz sonderpädagogischer
Lehrkräfte berücksichtigt dabei den festgestellten Förderschwerpunkt. Außerdem
ist zu beachten, dass diese Lehrkräfte zwei sonderpädagogische Fachrichtungen
studiert haben. Ferner wird berücksichtigt, dass Fachlehrkräfte Sonderpädagogik
mit unterschiedlicher Ausrichtung einzusetzen sind. Damit gestaltet sich der be-
darfsbezogene Einsatz sonderpädagogischer Lehrkräfte an allgemeinen Schulen
in inklusiven Bildungsangeboten von Jahr zu Jahr unterschiedlich.

Selbst dann, wenn diese passgenaue Steuerung entfiele und es gelingen sollte, die
bis zum Schuljahr 2022/2023 aufwachsenden 1.353 zusätzlichen Deputate für die
Inklusion an rund 1.000 Schulen zu konzentrieren, müssten bei in 2017/2018 ins-
gesamt 3.415 allgemeinen Schulen (Dienststellenzählung ohne 2. Bildungsweg)
für die Folgejahre weitere 2.415 sonderpädagogische Lehrkräfte ausgebildet wer-
den, sofern an jeder allgemeinen Schule eine sonderpädagogische Lehrkraft ein-
gesetzt werden sollte. 

7. wie viele Studienplätze für das Lehramt Sonderpädagogik in Baden-Württem-
berg in den Jahren 2011 bis 2018 zur Verfügung standen (tabellarisch darge-
stellt, insgesamt und aufgeschlüsselt nach Pädagogischen Hochschulen, grund-
ständiges Studium und Aufbaustudium, differenziert nach sonderpädagogi-
schen Fachrichtungen);

Studienplätze für das Lehramt Sonderpädagogik gibt es an den Pädagogischen
Hochschulen Heidelberg und Ludwigsburg. Die Studienanfängerplätze werden
jährlich in der Zulassungszahlenverordnung Pädagogische Hochschulen (ZZVO
PH) festgesetzt. 

Tabelle 1 (Anlage 1) dokumentiert die Zahl der Studienanfängerplätze (Zulas-
sungszahlen), die in den ZZVO PH 2011/2012 bis 2017/2018 an den Pädagogi-
schen Hochschulen Heidelberg und Ludwigsburg festgesetzt wurden. Die in der
ZZVO festgesetzten Zulassungszahlen gelten für ein Studienjahr und umfassen
daher das Wintersemester und das Sommersemester (z. B. enthält die ZZVO PH
2011/2012 die Zulassungszahlen für das Wintersemester 2011/2012 und das Som-
mersemester 2012).

8. wie hoch die Bewerberzahlen auf diese Anzahl von Studienplätzen in den Jah-
ren 2011 bis 2018 waren und auf welcher Grundlage ggf. eine Auswahl durch-
geführt wurde (tabellarisch dargestellt, insgesamt und aufgeschlüsselt nach
Pädagogischen Hochschulen, grundständiges Studium und Aufbaustudium, dif-
ferenziert nach sonderpädagogischen Fachrichtungen); 

Tabelle 2 (Anlage 2) dokumentiert die Zahl der Bewerbungen auf die Sonder-
pädagogischen Studiengänge im ersten Fachsemester an den Pädagogischen
Hochschulen Heidelberg und Ludwigsburg. Analog zu Tabelle 1 (vgl. Frage 7)
werden die jeweiligen Zahlen pro Studienjahr (Wintersemester und Sommer -
semester) dargestellt. Die Angaben für 2017/2018 weisen nur die Zahlen für das
Wintersemester 2017/2018 aus, da die Bewerberstatistik für das Sommersemester
2018 noch nicht vorliegt. Eine Aufgliederung der Zahl der Bewerbungen auf son-
derpädagogische Fachrichtungen ist nicht möglich, daher kann die Zahl der Be-
werbungen nur insgesamt ausgewiesen werden. 

Wie bei allen örtlich zulassungsbeschränkten grundständigen Studiengängen ver-
geben die Hochschulen 90 Prozent der nach Abzug der Vorabquoten verfügbaren
Plätze in einem hochschuleigenen Auswahlverfahren und 10 Prozent nach Warte-
zeit. Nach § 6 des Hochschulzulassungsgesetzes erfolgt im Auswahlverfahren die
Auswahl nach Eignung und Motivation für den gewählten Studiengang und ange-
strebten Beruf, wobei mindestens ein schulisches und ein außerschulisches Krite-
rium zu berücksichtigen sind. Als schulisches Kriterium fließt in die Auswahlent-
scheidung im Bachelorstudiengang Sonderpädagogik die Durchschnittsnote der
Hochschulzugangsberechtigung ein. Als außerschulisches Kriterium werden päda -
gogisch relevante Berufsausbildung oder (sonder-)pädagogisch relevante Tätig-
keiten und Leistungen berücksichtigt. Die Pädagogischen Hochschulen haben die
anerkannten Berufsausbildungen und Tätigkeiten sowie deren Bewertung und Ge-
wichtung in ihren Satzungen konkretisiert. Als pädagogisch relevante Tätigkeiten
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werden beispielsweise einschlägige Freiwilligendienste (Bundesfreiwilligendienst,
Freiwilliges Soziales Jahr), nachgewiesene Pflegezeiten sowie bestimmte Dienste,
Praktika und Ehrenämter im sozialen Bereich anerkannt. Die Bewertung hinsicht-
lich Inhalt und Dauer der nachgewiesenen praktischen Tätigkeiten und Leistun-
gen sowie die Gewichtung der Kriterien erfolgen an den Hochschulen unter-
schiedlich. Bei der Zulassung wird die erste sonderpädagogische Fachrichtung je-
weils verbindlich berücksichtigt. 

Die Auswahl im Aufbaustudiengang Sonderpädagogik erfolgt anhand der Noten
der Lehramtsprüfungen sowie von Dienstzeiten an einer öffentlichen Schule oder
Sonder- bzw. Förderschule oder Tätigkeiten an einer sonderpädagogischen Ein-
richtung.

9. wie viele Absolventinnen und Absolventen den Vorbereitungsdienst begonnen
sowie erfolgreich abgeschlossen haben und dann in den Schuldienst des Lan-
des Baden-Württemberg übernommen wurden.

Individuelle Bildungsverläufe werden statistisch nicht erfasst. Aus den jährlichen
Erhebungen zum Lehrernachwuchs am Staatlichen Seminar für Sonderpädagogik
geht hervor, wie viele Seminarteilnehmer/-innen im Ausbildungsgang für das
Lehramt an Sonderschulen bzw. das Lehramt Sonderpädagogik im ersten Unter-
richtshalbjahr sind bzw. wie viele Personen die Zweite Lehramtsprüfung für das
Lehramt an Sonderschulen erfolgreich abgelegt haben. Der folgenden Tabelle
sind die Ergebnisse der Erhebungen in den Jahren 2011 bis 2017 zu entnehmen.
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1) Ggf. einschließlich Wiederholer/-innen.
2) Der Wintertermin umfasst Personen, bei denen der erste Ausbildungsabschnitt verlängert wur-

de bzw. solche, bei denen Prüfungen im zweiten Ausbildungsabschnitt nicht bestanden wurden.

Quelle: Erhebungen zum Lehrernachwuchs am Staatlichen Seminar für Sonderpädagogik (Stich-
tag März/April des Jahres).

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg

Zum Schuljahresbeginn 2017/2018 haben sich für das Lehramt Sonderpädagogik
insgesamt 272 Neubewerber (Personen, die sich unmittelbar nach Beendigung des
Vorbereitungsdienstes in Baden-Württemberg im Sommer eines Jahres für den
öffentlichen Schuldienst des Landes bewerben) beworben, darunter 227 Neube-
werber für die Einstellung in den öffentlichen Schuldienst des Landes und 45 Neu -
bewerber für die Einstellung in den Schuldienst bei gleichzeitiger Beurlaubung in
den Privatschuldienst. 

Insgesamt 187 Neubewerber wurden zum Schuljahresbeginn 2017/2018 in den
öffentlichen Schuldienst dauerhaft eingestellt. Dies entspricht einer Soforteinstel-
lungsquote von 82 Prozent bei den Bewerbungen für den öffentlichen Schul-
dienst. Weitere 24 Neubewerber (rund 11 Prozent) haben ein Einstellungsangebot
für den öffentlichen Schuldienst nicht angenommen bzw. sind von der Bewer-
bung zurückgetreten. Die 45 Neubewerber, die sich für die Einstellung in den
Schuldienst bei gleichzeitiger Beurlaubung in den Privatschuldienst beworben
hatten, wurden eingestellt und gleichzeitig in den Privatschuldienst beurlaubt.

Dr. Eisenmann

Ministerin für Kultus,
Jugend und Sport



9

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3813

Anlage 1



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3813

10

Anlage 2
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